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Die Schaffung eines ständigen Beteiligungsmechanismus für 

die Bürgerinnen und Bürger in der EU 1  

In dieser Studie werden im Nachgang zur Konferenz zur Zukunft Europas das Beteiligungssystem in der EU und 
die bestehenden Beteiligungskanäle bewertet, da die Bürgerinnen und Bürger in Bezug auf eine stärkere 
Beteiligung an der Entscheidungsfindung in der EU immer größere Erwartungen haben.  

Zunächst werden im Rahmen der Studie alle vorhandenen Beteiligungsmechanismen – beginnend mit dem 
Petitionsrecht über das Recht, Zugriff auf Dokumente zu beantragen, und das Recht, Beschwerde bei der 
Europäischen Kommission und dem Europäischen Bürgerbeauftragten einzulegen, bis hin zur Europäischen 
Bürgerinitiative – in Bezug auf ihre Barrierefreiheit, Reaktionsfähigkeit und Wirksamkeit systematisch 
beschrieben und untersucht.  

Anschließend wird aufgezeigt, inwiefern diese Mechanismen im Einzelnen und auch in ihrer Gesamtheit dazu 
führen, dass die Bürgerinnen und Bürger aufgrund verschiedener struktureller Faktoren – von einer geringen 
Kenntnis der EU und ihrer Beteiligungsmechanismen über die Fragmentierung der Beteiligungskanäle der EU 
bis hin zum ungleichen Zugang zu den Mechanismen – nur beschränkt zum demokratischen Leben in der 
Union beitragen können.  

Daraufhin wird dargelegt, dass diese Beschränkungen, die in der Vergangenheit die volle Ausschöpfung des 
demokratischen Potenzials der Bürgerbeteiligung in der EU verhindert haben, teilweise durch die Einführung 
eines innovativen repräsentativen Beteiligungsverfahrens in Form von Bürgerversammlungen beseitigt 

                                                             
1 Volltext der Studie in englischer Sprache: 
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/735927/IPOL_STU(2022)735927_EN.pdf. 

ABRISS 

Diese Studie wurde von der Fachabteilung Bürgerrechte und konstitutionelle Angelegenheiten 
des Europäischen Parlaments auf Ersuchen des Ausschusses für konstitutionelle Angelegenheiten 
(AFCO) in Auftrag gegeben. Da die Bürgerinnen und Bürger immer größere Erwartungen in Bezug 
auf eine stärkere Beteiligung an der Entscheidungsfindung in der EU haben, werden im Nachgang 
zur Konferenz zur Zukunft Europas das Beteiligungssystem in der EU und die bestehenden 
Beteiligungskanäle untersucht. Vorgeschlagen wird die Schaffung eines ständigen 
Beratungsmechanismus, in dessen Rahmen zufällig ausgewählte Bürgerinnen und Bürger 
Ratschläge zu bestimmten Vorschlägen erteilen sollen, die entweder aus den bestehenden 
Beteiligungskanälen hervorgegangen sind oder von den Organen der EU vorgelegt wurden. 
Dadurch soll die EU demokratischer gestaltet werden. 

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/735927/IPOL_STU(2022)735927_EN.pdf
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werden könnten. Dieser Ansatz zeichnet sich in erster Linie durch eine direkte Einbeziehung von Bürgerinnen 
und Bürgern aus, die zufällig ausgewählt werden und so bei der Entscheidungsfindung die verschiedenen 
kulturellen Identitäten und die Vielfalt der Gesellschaft – über Parteizugehörigkeit, Einzelinteressen und 
Nationalität hinaus – repräsentieren sollen. Das repräsentative Beratungsmodell scheint besonders passend für 
das Entscheidungsfindungsverfahren der EU, das bislang durch eine geringe und unausgewogene Beteiligung 
und unzureichende Beratungen gekennzeichnet ist.  

Abschließend wird untersucht, wie eine Bürgerversammlung mit zufällig ausgewählten Teilnehmerinnen und 
Teilnehmern in die Rechtsordnung der EU eingebettet werden könnte. Hierzu wird dieser Ansatz zunächst vor 
dem Hintergrund der derzeit laufenden umfassenderen Debatte über die Institutionalisierung repräsentativer 
Beratungsmodelle betrachtet. Im Anschluss wird ein Modell eines repräsentativen Beratungsverfahrens für die 
EU vorgestellt, das ohne Änderungen an den Verträgen eingeführt werden könnte und parallel – nicht in 
Konkurrenz – zu den vorhandenen Beteiligungskanälen der EU genutzt werden könnte. Im Rahmen eines 
solchen Modells würde eine ständige Bürgerkammer, die mit zufällig ausgewählten Bürgerinnen und Bürgern 
mit Vorerfahrung im Bereich der Beratung besetzt würde, regelmäßig neue Initiativen erörtern, die entweder 
im Bottom-up-Verfahren, d. h. von Bürgerinnen und Bürgern über die bestehenden Beteiligungskanäle der EU, 
oder im Top-down-Verfahren, d. h. von den Organen der EU im Rahmen ihrer Befugnisse, vorgelegt werden. 
Das Ziel bestünde darin, jährlich ein oder mehrere EU-Bürgerforen einzuberufen, die Ratschläge zu den 
vorgelegten Themen erarbeiten. Mit dem vorgeschlagenen Modell sollen Bürgerinnen und Bürger nicht nur 
dauerhaft eine Stimme im Entscheidungsfindungsverfahren, sondern auch ein systematisches 
Überwachungssystem erhalten, damit sie auch wirklich gehört werden. Durch die Schaffung eines integrierten 
Beratungs- und Beteiligungsmechanismus, der auf innovative Weise für demokratische Teilhabe sorgt und 
ohne Vertragsänderungen in die bestehenden Entscheidungsfindungsverfahren und in den institutionellen 
Aufbau der EU eingebettet werden kann, sollen die Rechenschaftspflicht erhöht und die Bürgerinnen und 
Bürger dazu befähigt werden, Themen, die ihnen wichtig sind, auf die Tagesordnung zu bringen. 
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